
Lösungen ausspricht. Besonders bei Intel-
lektuellen im Umfeld der Partei zeigt sich
ein wachsendes Bewusstsein dafür, dass
sich ein neues, stärker reguliertes Kapita-
lismusmodell mit einem Mindestmaß an
sozialem Schutz und einem Fokus auf
nachhaltiges Wachstum viel besser in, mit
und durch die EU verwirklichen lässt, als
außerhalb der EU. Teilweise wird sogar eine
gemeinsame europäische Wirtschaftsregie-
rung diskutiert. Unabhängig von Einzel-
fragen muss anerkannt werden, dass in der
Eurokrise bisher kein relevanter Labour-
Politiker versucht hat, auf Kosten Europas
Stimmung zu machen.

Im Vergleich mit den anderen politi-
schen Kräften des Königreichs – den ge-

spaltenen Conservatives und den in der
Regierung mit den Conservatives gefange-
nen Liberalen – kann Labour so momen-
tan am ehesten eine realistisch-pragma-
tische proeuropäische Orientierung zu-
geschrieben werden. Diese ist klar be-
schränkt durch die typischen Muster bri-
tischer Europapolitik: Skepsis gegenüber
Souveränitätsübertragungen, Stärkung des
Binnenmarktes, nachdrückliche Betonung
nationaler Interessen.Aber zugleich ist die
Haltung Labours rationaler und berechen-
barer und nicht zuletzt anknüpfungsfähi-
ger für den Rest Europas als die zwischen
Isolationismus, Populismus und besten-
falls gelegentlicher Sachorientierung hin-
und hergerissene Regierung Camerons. ■
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Nach dem Ende des »Berlusconismus«
und während der dramatischen Mo-

nate der Zuspitzung der Krise (Sommer/
Herbst 2011) hätte man erwartet, dass die
PD (Partito Democratico), als größte Op-
positionspartei, eine wegweisende Vision
für das Land in Europa entwickeln würde.
Daher erscheint es umso erstaunlicher,

dass dem ersten europapolitischen Strate-
giepapier keine »neue« und der Zeit ange-
messene Vision Europas gefolgt ist.

Die Europapolitik der Partei scheint
wie aus der Zeit gefallen. Sie gleicht einer
farblosen Neuauflage der Ideen Jacques
Delors und folgt der Lissabon-Strategie,
aber sie liefert keine klaren Antworten zur
Lösung der Wachstums- und Wirtschafts-
krise und ihren dramatischen Nebenwir-
kungen: der Verschuldung der Staatshaus-
halte, der Krise der Sozialversicherungssys-
teme und der wachsenden Arbeitslosigkeit.

Auch in der praktischen Europapolitik
folgt die Partei anderen Initiativen und
bringt keine eigenen innovativen Visionen
für ein Europa der Zukunft ein.

Jacopo Pepe

Europapolitik der Demokratischen Partei Italiens

Die Demokratische Partei Italiens hat im Jahr 2010 das erste und bis dato einzige
europapolitische Strategiepapier verabschiedet, das einige Vorschläge zur Zukunft
Europas beinhaltet. Das Dokument wurde allerdings in einer Zeit verfasst, in der
die globale Wirtschafts- und Finanzkrise Italien – und Europa – noch nicht mit
voller Wucht erfasst hatte. Wie ist der Stand heute?

Jacopo Pepe

(*1984) ist Doktorand und Wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Berlin Centre for Caspian

Region Studies der FU Berlin. Er beschäftigt
sich mit den deutsch-italienischen

politischen und gewerkschaftspolitischen
Beziehungen.

jacopo.pepe@virgilio.it
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Dieser Zustand ist auf drei strategisch
ungelöste Fragenkomplexe zurückzufüh-
ren: Erstens, die widersprüchliche Positio-
nierung der Partei in der aktuellen politi-
schen Machtkonstellation Italiens sowie
ihr gespaltenes Verhältnis zu den anderen
sozialistischen/sozialdemokratischen Par-
teien Europas. Zweitens, die unsichere Po-
sitionierung der Partei in Bezug auf den
Begriff des nationalen Interesses sowie ih-
re getrübte Sichtweise auf Italiens Rolle in
Europa. Drittens schließlich, ihr konfuses
Verständnis zur Neuvermessung der trans-
atlantischen Beziehungen.

Zum ersten Punkt ist festzustellen, dass
die Wirtschaftskrise, die drohende Zah-
lungsunfähigkeit des Landes und der Druck
der europäischen Partner die PD völlig
unvorbereitet getroffen haben, so dass sie
sich gezwungen sah, einer technokrati-
schen Regierung ihr Vertrauen auszuspre-
chen und deren Entscheidungen passiv
mitzutragen, statt Neuwahlen zu fordern.
Die aus dem Milieu der privaten katholisch-
liberalen Universitäten stammende tech-
nokratische Regierung von Mario Monti
hat zwar dem Land – bis jetzt – einen
Schein der Stabilität und neues internatio-
nales Ansehen verliehen, kann allerdings
weder als demokratisch legitimiert noch
als wirklich progressiv gewertet werden.
Sozial- und arbeitspolitisch verkündet die
Regierung (Spar-)Maßnahmen und harte
Reformen, ohne dass sie dafür eine ver-
gleichbare demokratische Legitimations-
basis besäße.

Europapolitisch ist ihre strategische
Ausrichtung noch verhängnisvoller. Zwar
scheinen die Bemühungen des Premier-
ministers Monti um eine deutsch-franzö-
sisch-italienische Trias durchaus berech-
tigt. Allerdings dienen sie wohl eher dem
kurzfristigen Ziel, Italien aus der Krise zu
führen, als dass sie eine langfristige Strate-
gie verfolgen würden, eine dauerhafte Alli-
anz des Landes mit den deutschen und
französischen Partnern einzugehen. Der
Regierung mangelt es an einer ausgearbei-

teten europapolitischen Strategie. Der Pre-
mierminister scheint eher auf die vertraute
diplomatische Mediationspraxis techno-
kratischer supranationaler (europäischer
und internationaler) Institutionen als auf
eine zwischenstaatliche Interessenmedia-
tion zu setzen. Somit droht dem Land und
Europa die Gefahr, dass diese Bemühungen
einen rein taktischen und kurzfristigen
Charakter annehmen: Sie drohen die er-
probte außenpolitische Tradition des Lan-
des fortsetzen und lediglich sprunghafte,
taktische und wechselhafte Allianzen ein-
zugehen.

In Europa mehr Demokratie und so-
ziale Gerechtigkeit zu verlangen, aber sich
in Italien bedingungslos der katholisch-
liberal-konservativen Regierung Montis
zu unterwerfen sowie deren europapoliti-
schen Kurs unreflektiert mitzutragen, stellt
einen Widerspruch dar, der sich aus einer
Fehleinschätzung der Rolle und der Inte-
ressen des Landes in Europa erklären lässt.

Womit ich beim zweiten Fragenkom-
plex wäre: Worin besteht das nationale
Interesse Italiens in Europa?

Dieser Widerspruch zeigte sich zuletzt
im März, als am Tag des Pariser Treffens
zwischen Pier Luigi Bersani (PD), François
Hollande (PSF) und Sigmar Gabriel (SPD)
15 hochrangige PD-Politiker (meistens
ehemalige Christdemokraten) sich in ei-
nem Brief an den Generalsekretär Bersani
wandten, um vor einer »Sozialdemokrati-
sierung« der PD und dem Anti-Europäis-
mus eines Hollande zu warnen und sich
von der möglichen Allianz mit PSF und
SPD zu distanzierten.

Mehr Europa,
weniger nationale Souveränität

Das europäische Selbstverständnis der PD
scheint in einer für ganz Italien typischen
Tradition »naiver« Vorstellungen zur euro-
päischen Integration zu wurzeln, die Eu-
ropa als Instrument für die Überwindung
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der eigenen schwachen nationalen Iden-
tität sowie der schwachen demokratisch-
parlamentarischen Institutionen begreift.
Somit scheint die Unterstützung für die
»technokratische« und »taktische« Europa-
politik der Regierung kohärent zu sein.
Die Krise zeigt allerdings, dass »mehr Eu-
ropa« zweifelsohne größere Abstriche an
nationaler Souveränität voraussetzt. Der
Teilverlust nationaler Souveränität wird
aber wohl weder zu einer Überwindung
des Nationalstaates führen, noch zu einer
– wenngleich wünschenswerten – Gleich-
stellung aller Staaten Europas. Zu erwar-
ten ist vielmehr eine weitere Ausdifferen-
zierung und Hierarchisierung der Mit-
gliedsstaaten in der EU. Diese Tendenz er-
fordert folglich auch eine Neubestimmung
der Rolle und Funktionen des National-
staates.

In diesem Zusammenhang sollte das
europapolitische Ziel der PD darin beste-
hen, eine langfristige Strategie zu formu-
lieren, die das nationale Interesse Italiens
als »Mittelmeermacht« mit dem, aus der
Sonderbeziehung mit Frankreich entstan-
denen, Führungsanspruch Deutschlands
dauerhaft vereint. Zumal die immer deut-
licher zu Tage tretende deutsch-italieni-
sche Führungsrolle als Ergänzung zu der
deutsch-französischen Achse nicht ein-
fach das vorübergehende Ergebnis der Zu-
sammenarbeit konservativer Regierungen
ist, sondern auf gemeinsamen wirtschaft-
lichen Interessen der zwei größten Indus-
trieländer in der EU basiert und daher
eine mittel- bis langfristige geopolitische
und geoökonomische Machtverschiebung
darstellt. Ein funktionierendes deutsch-
französisch-italienisches Dreieck nach dem
Modell des Weimarer Dreiecks aus Frank-
reich, Polen und der Bundesrepublik wür-
de zu einer verstärkten geostrategischen
Kooperation führen und könnte ein wich-
tiger Schritt in Richtung einer politischen
Vereinigung Europas entlang der Nord-
Süd-Achse sein. Ein solcher innovativer
und pro-aktiver Beitrag einer progressiven

Partei aus dem Mittelmeer-Raum wäre da-
her mehr als wünschenswert. Dieser sollte
den anderen sozialdemokratischen Par-
teien, insbesondere der PSF und der SPD,
eine eigene, konsistente und ausgearbeite-
te strategische Vision anbieten und in die-
ser die Funktion des eigenen Landes und
die eigenen europapolitischen Vorstellun-
gen kohärent vereinen können.

Transatlantische Positionierung

Ein solcher, ebenso programmatisch wie
konzeptionell substanzieller, Beitrag kann
sich allerdings nur aus einem klaren und
kohärenten Verständnis der Rolle Europas
in der Welt des 21. Jahrhunderts ableiten.
Damit wäre der dritte Fragenkomplex an-
gesprochen: die transatlantische Positionie-
rung der PD und ihre Rolle im europäisch-
US-amerikanischen Verhältnis.

Nicht zuletzt die Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat offenbart, dass die USA
andere strategische Prioritäten setzen und
ihren Fokus stärker auf den transpazifi-
schen und transeurasischen als auf den
transatlantischen Raum legen. Eine Inte-
ressengleichheit mit Europa wie zur Zeit
des Kalten Krieges besteht nicht mehr.Aus
einer Schicksalsgemeinschaft ist in den
letzten 20 Jahren langsam eine Interessen-
gemeinschaft geworden, die nicht kon-
fliktfrei ist.

Europa muss sich deshalb neu erfin-
den und als selbstständiger außenpoliti-
scher Akteur handeln. Dies erfordert die
Emanzipation von den US-amerikanischen
Partnern genauso, »(...) wie jeder junge
Mensch, der volljährig wird, sich von sei-
nen Eltern emanzipiert, ohne deshalb zum
Feind ihrer Eltern zu werden«, wie Egon
Bahr in seinem letzten Buch Ostwärts und
nichts vergessen betont hat. Dafür ist der
alte Transatlantismus als einzige strate-
gische Option des Kontinents eine längst
zu kurzsichtige Perspektive. Seine Neuver-
messung und Neujustierung ist ein Pro-
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zess, über den schon längst in anderen eu-
ropäischen Ländern – in Deutschland und
in der SPD nicht zuletzt – nachgedacht
wurde und immer noch debattiert wird.
Ein klares und überzeugtes Bekenntnis
zum Modell der sozialen Marktwirtschaft
als einer Errungenschaft der europäischen
Andersartigkeit wäre hierfür ein erster,
wichtiger Schritt.

Die notwendige und erwünschte »Eu-
ropäisierung« der PD sollte kein ahnungs-
loser Selbstläufer sein, sondern im Rah-

men eines neuen Verständnisses der eige-
nen politischen Positionierung auf natio-
naler und europäischer Ebene, und unter
Beachtung einer neuen Machtkonstel-
lation auf dem Kontinent sowie veränder-
ter transatlantischer Beziehungen erfol-
gen. Nur so kann ein wirklicher Beitrag zu
»mehr Europa« geleistet werden. Es bleibt
nur abzuwarten und zu hoffen, dass diese
drei strategischen Fragenkomplexe bis zu
den nächsten Parlamentswahlen in Italien
2013 positiv gelöst werden. ■
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Die Reden, Erklärungen und Resolutio-
nen der letzten SI-Ratssitzung (nach-

zulesen unter: www.internacionalsocia-
lista.com) sind entweder kaum der Rede
wert oder ärgerlich: Es gab einen vorsich-
tigen Vorschlag zur Besteuerung der Fi-
nanztransaktionen – der zum Teil ja bereits
akzeptiert ist, wie etwa in Frankreich – so-
wie altbekannte Aufrufe, das Wirtschafts-
wachstum und die Schaffung von Arbeits-
plätzen zu stimulieren und die Demontage
des Wohlfahrtstaates zu stoppen. Außer-
dem analysiert der Bericht der Kommis-
sion zu globalen Finanzfragen der SI, die
sich seit 2008 regelmäßig unter dem Vorsitz
des Wirtschaftsnobelpreisträgers Joseph
Stiglitz trifft, die strukturellen Veränderun-
gen innerhalb des Kapitalismus nicht hin-
reichend. Und letztlich gibt es nur einen
notdürftigen »Ruf nach einer Reform der
globalen Finanzarchitektur, nach besseren
Regeln, nach der Förderung eines lang an-

haltenden Wachstums und nach der Ver-
stärkung der sozialen Sicherung«.

Nichts unterscheidet diese Vorschläge
von denen der Rechten. Der einzige Un-
terschied ist der Widerstand der Sozial-
demokratie gegen die brutale Sparpolitik
und gegen den Abbau des Staates, den die
Rechte in ganz Europa verfolgt. Aber auch
das erweist sich als rein deklaratorisch, da
die Sozialdemokratie während der letzten
Jahrzehnte den schleichenden Abbau des
Wohlfahrtsstaates in den Ländern, in de-
nen sie regierte, auch nicht zu bremsen

Carlos Gabetta

»Nichtsnutzig«
Die Sozialistische Internationale wird ihrer Aufgabe nicht gerecht

Die Ratssitzung der Sozialistischen Internationalen (SI), die am 23. und 24. Januar
2012 in San José, Costa Rica stattfand und die die »Finanzkrise, die Märkte, die
Demokratie und die Klimagerechtigkeit« zum Thema hatte, war ein weiteres Zei-
chen für den derzeitigen Zwiespalt und die eigene Ohnmacht.

Carlos Gabetta

ist argentinischer Journalist, war Chefredakteur
der spanischsprachigen Ausgabe
Cono Sur von Le Monde diplomatique,
Redakteur und Korrespondent in latein-
amerikanischen und europäischen
Medien  und Buchautor.
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